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Verfahrensrecht

BFH: Keine Korrektur der Anrechnungsverfügung nach
Zahlungsverjährung

Sachverhalt
Die Kläger werden vom Finanzamt auf Rückzahlung zu viel erstatteter Lohnsteuer wegen
einer fehlerhaften Anrechnungsverfügung in Anspruch genommen. Die Kläger sind für 1997
zusammen zur Einkommensteuer veranlagt worden. Die Steuerfestsetzung von 1998 wurde
1999 zu Lasten der Kläger geändert, auf deren Einspruch hin jedoch 2002 auf den
ursprünglich ausgewiesenen Betrag herabgesetzt. In der zusammen mit diesem
Änderungsbescheid erlassenen Anrechnungsverfügung ist aufgrund eines Eingabefehlers
die für den Kläger einbehaltene Lohnsteuer zu hoch angesetzt worden. 2008 bemerkte das
Finanzamt diesen Fehler, erließ eine geänderte Anrechnungsverfügung, forderte von den
Klägern als Gesamtschuldner den zu Unrecht erstatteten Steuerbetrag zurück und setzte
entsprechende Zinsen fest. Auf den hiergegen von den Klägern erhobenen Einspruch ist der
angefochtene Abrechnungsbescheid ergangen, in dem das Finanzamt an der
Rechtmäßigkeit seiner geänderten Anrechnungsverfügung festhielt. Das FG hat die
hiergegen erhobene Klage abgewiesen. Die Anrechnungsverfügung habe geändert werden
dürfen, weil die Kläger die Unrichtigkeit der ursprünglichen Anrechnungsverfügung
zumindest hätten erkennen müssen. Gegen dieses Urteil richtet sich die Revision der Kläger.
Sie meinen, der Rückzahlungsanspruch des Finanzamtes sei verjährt.

Entscheidung
Die Revision der Kläger ist begründet. Der angefochtene Abrechnungsbescheid ist
rechtswidrig, weil der Rückzahlungsanspruch des Finanzamtes durch Verjährung erloschen
ist. 

Ansprüche aus dem Steuerverhältnis unterliegen nach § 228 AO einer besonderen
Zahlungsverjährung, die nach fünf Jahren eintritt. Die Frist beginnt mit Ablauf des
Kalenderjahres, in dem der Anspruch erstmals fällig geworden ist, jedoch nicht vor Ablauf
des Kalenderjahres, in dem die Festsetzung wirksam geworden ist, aus der sich der
Anspruch ergibt (§ 229 Abs. 1 AO). 

Sinn und Zweck dieser Vorschrift ist nach Auffassung des BFH (Urteil vom 27.10.2009), dass
nach Ablauf einer angemessenen Frist endgültig Rechtssicherheit darüber einkehren soll,
was der Steuerpflichtige aufgrund der gegen ihn ergangenen Steuerfestsetzung unter
Berücksichtigung anzurechnender Vorauszahlungen und Abzugsteuern noch zu zahlen hat
bzw. was ihm zu erstatten ist. Die Änderung einer Anrechnungsverfügung nach Ablauf der
durch die Bekanntgabe der Steuerfestsetzung in Lauf gesetzten Frist ist danach ungeachtet
dessen auszuschließen, ob es um die nachträgliche Anrechnung durch Steuerabzug
entrichteter Beträge und eine daraus folgende Verringerung der Abschlusszahlung bzw. eine
Erstattungsforderung des Steuerpflichtigen geht oder umgekehrt um die Korrektur einer
solchen Anrechnung zu Lasten des Steuerpflichtigen mit der Folge einer Erhöhung der
Abschlusszahlung bzw. einer Steuernachforderung des Finanzamts. 

Der (Zahlungs-)Anspruch des Finanzamts auf Rückzahlung einer in einer
Anrechnungsverfügung zu Unrecht festgesetzten Erstattung mag zwar, wie das FG
ausgeführt hat, erst entstehen und damit fällig werden, wenn das Finanzamt seine
Anrechnungsverfügung ändert, weil es die Fehlerhaftigkeit seiner Abrechnung erkennt. Die
Kläger weisen jedoch mit Recht darauf hin, dass dann ein Anspruch des Finanzamts auf
Rückzahlung einer in einer Anrechnungsverfügung zu Unrecht festgesetzten Erstattung im
Festsetzungsverfahren gar nicht festgesetzter Steuer(vorauszahlunge)n erst fünf Jahre,
nachdem dieses die Rechtswidrigkeit der Steuererstattung erkannt hat, verjährte und damit
die Verjährungsfrist insoweit praktisch ins Leere liefe. Das kann nicht der Sinn des Gesetzes
sein. Ebenso würde es, worauf die Kläger ebenfalls mit Recht hinweisen, dem
deklaratorischen Charakter der Abrechnung in einer Anrechnungsverfügung nicht gerecht,
bei einer auf deren Fehlerhaftigkeit beruhenden Erstattungszahlung die Verjährung des



Rückzahlungsanspruchs des Finanzamts nicht beginnen zu lassen, wohl aber bei einer
fehlerhaften Zahlung des Finanzamts, der ein entsprechender Ausweis in einer
Anrechnungsverfügung nicht vorausgegangen ist. 

Dass nach der vorstehend entwickelten Auslegung des Gesetzes der Rückzahlungsanspruch
des Finanzamts möglicherweise verjährt, bevor das Finanzamt diesen überhaupt
wahrnimmt, spricht nicht gegen diese. Es ist für Verjährungsfristen geradezu typisch, dass
sie rein objektiven Charakter haben (vgl. dazu das BFH-Urteil vom 27.10.2009). 

Nach alledem kann das Finanzamt im vorliegenden Fall keinen Rückzahlungsanspruch
wegen der unrichtigen (rechtsgrundlosen) Anrechnung von Beträgen in der
Anrechnungsverfügung geltend machen, weil seit Ablauf des Kalenderjahres, in dem diese
Anrechnungsverfügung und der ihr zugrunde liegende Steuerbescheid ergangen sind,
bereits fünf Jahre (§ 228 S. 2 AO) verstrichen waren.

Betroffene Norm
§ 228 AO, § 229 Abs. 1 AO 
Streitjahr 2008

Vorinstanz
Finanzgericht des Saarlandes, Urteil vom 06.08.2010, 2 K 1207/10

Fundstelle
BFH, Urteil vom 25.10.2011, VII R 55/10, BStBl II 2012, S. 220

Weitere Fundstellen
BFH, Urteil vom 27.10.2009, VII R 51/08, BStBl II 2010, S. 382; siehe Deloitte Tax-News

www.deloitte-tax-news.de Diese Mandanteninformation enthält ausschließlich
allgemeine Informationen, die nicht geeignet sind,
den besonderen Umständen eines Einzelfalles
gerecht zu werden. Sie hat nicht den Sinn, Grundlage
für wirtschaftliche oder sonstige Entscheidungen
jedweder Art zu sein. Sie stellt keine Beratung,
Auskunft oder ein rechtsverbindliches Angebot dar
und ist auch nicht geeignet, eine persönliche
Beratung zu ersetzen. Sollte jemand Entscheidungen
jedweder Art auf Inhalte dieser
Mandanteninformation oder Teile davon stützen,
handelt dieser ausschließlich auf eigenes Risiko.
Deloitte GmbH übernimmt keinerlei Garantie oder
Gewährleistung noch haftet sie in irgendeiner
anderen Weise für den Inhalt dieser
Mandanteninformation. Aus diesem Grunde
empfehlen wir stets, eine persönliche Beratung
einzuholen. 

This client information exclusively contains general
information not suitable for addressing the particular
circumstances of any individual case. Its purpose is
not to be used as a basis for commercial decisions or
decisions of any other kind. This client information
does neither constitute any advice nor any legally
binding information or offer and shall not be
deemed suitable for substituting personal advice
under any circumstances. Should you base decisions
of any kind on the contents of this client information
or extracts therefrom, you act solely at your own risk.
Deloitte GmbH will not assume any guarantee nor
warranty and will not be liable in any other form for
the content of this client information. Therefore, we
always recommend to obtain personal advice.

http://www.fgds.saarland.de/
http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&sid=d5f693a3e7e12b5a78c3790535415a45&nr=25162&pos=0&anz=1
http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&sid=bafdfdf8fbf415c4c39befc2e4ef60db&nr=20507&pos=0&anz=1
http://www.deloitte-tax-news.de/steuern/verfahrensrecht/bfh-ablauf-der-zahlungsverjaehrungsfrist-nach-steuerfestsetzung--ermessen-bei-der-aenderung-einer-anrechnungsverfuegung.html



	BFH: Keine Korrektur der Anrechnungsverfügung nach Zahlungsverjährung
	Sachverhalt
	Entscheidung
	Betroffene Norm
	Vorinstanz
	Fundstelle
	Weitere Fundstellen


